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A. \olksinitiative «Kinder fordern - Eltern stutzen,
Ergdnzungsleistungen fir Familien»

Die Volksinitiative «Kinder férdern — Eltern stitzen, Ergénzungsleistungen fur
Familien» der Grinen verlangt, dass der Kanton einkommensschwache Familien

mit Erganzungsleistungen unterstitzt, damit diese nicht von der Sozialhilfe abhangig
werden und die Kinder aus solchen Familien nicht benachteiligt sind. Die grosse
Mehrheit des Kantonsrates (CVP, SVP. FDP und GLP) lehnte die Initiative ab, weil sie
nicht nétig sei und dem Kanton fir solche Erganzungsleistungen die Mittel fehlten.
Befirchtet wird im Vergleich mit der Sozialhilfe oder der Préamienverbilligung auch
ein Ubergrosser Verwaltungsaufwand. Die SP und die Grinen kritisierten diese
Argumente als nur finanzgesteuert und kurzsichtig.
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B. \olksinitiative «Fir eine gerechte Aufteilung
der Pflegefinanzierung»

Die Volksinitiative verlangt, dass sich der Kanton zu 50 Prozent an den Kosten der
Gemeinden fur Pflegeleistungen der Spitex und der Pflegeheime beteiligt. Fir den
Kanton wirde ein Mehraufwand von mindestens 54 Millionen Franken pro Jahr
entstehen. Heute sind diese Kosten zu 100 Prozent von den Gemeinden zu tragen.
Viele Gemeinden seien wegen der Pflegekosten in finanziellen Schwierigkeiten
und missten die Steuern erhdhen, behaupten die Initiantinnen und Initianten. Der
Regierungsrat und die grosse Mehrheit des Kantonsrates lehnen die Initiative ab,
weil sie nur Kosten von den Gemeinden zum Kanton verschiebt und keine Handha-
be gegen die steigenden Pflegekosten biefet. Damit bringt die Initiative die Aufgo-
benteilung Kanton - Gemeinden aus dem Gleichgewicht und wirde den Kanton
seinerseits zu Stevererhéhungen und Sparpaketen zwingen. Dabei hat der Kanton
in der Spitalfinanzierung deutlich hohere Mehrkosten zu tragen als die Gemeinden
in der Pflegefinanzierung.
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A. Volksinitiative «Kinder férdern - Eltern stiitzen, Ergénzungsleistungen fir Familien»

Die Abstimmungsfrage

Sehr geehrte Mitbirgerinnen
Sehr geehrte Mitbirger

Am 27. November 2013 reichte ein Initiativkomitee der
Crinen und der Jungen Grinen ein Volksbegehren mit
dem Titel «Kinder férdern — Eltern stijtzen, Ergdnzungs-
leistungen fir Familien» ein. Die Initiantinnen und Initianten
verlangen gestiitzt auf § 21 der Kantonsverfassung in

der Form der allgemeinen Anregung den Erlass eines
Cesetzes fir «Ergénzungsleistungen fir Familien>.

Der Kantonsrat hat die Initiative am 16. Marz 2015
abgelehnt. Diese unterliegt damit der Volksabstimmung.
Sie kénnen deshalb am 15. November 2015 iber die

Initiative abstimmen.

Die Abstimmungsfrage lautet:

Wollen Sie die Volksinitiative
«Kinder fordern - Eltern stut-
zen, Ergdnzungsleistungen
fur Familien» annehmen?

Wenn Sie die Initiative annehmen wollen, antworten Sie
auf die Frage mit Ja. Wollen Sie sie ablehnen, beantwor-
ten Sie die Frage mit Nein.

Zu dieser Abstimmungsvorlage unterbreiten wir lhnen im
Folgenden einen erlduternden Bericht, einschliesslich der
Stellungnahme des Initiativkomitees (S. 10), und den Wort-
laut der Volksinitiative (S. 12).
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Fir cilige Leserinnen und Leser

Das kantonale Volksbegehren der Grinen
und Jungen Griinen mit dem Titel «Kinder for-
dern — Eltern stitzen, Erganzungsleistungen
fur Familien» verlangt, dass analog zu den
Erganzungsleistungen (EL) des Bundes zur
AHV/IV Ergénzungsleistungen fir einkom-
mensschwache Familien ausgeschittet wer-
den, welche durch den Kanton und die
Gemeinden finanziert wirden. Damit sol-
len diese Familien (namentlich Working-
Poor-Familien, Familien mit Alleinerziehen-
den), die mit ihrem Erwerbseinkommen ihren
Grundbedarf kaum decken kénnen, vor der
Sozialhilfe-Abhangigkeit bewahrt werden.

Im Kantonsrat stellten sich die Fraktionen der
Grinen und der SP/Juso hinter die Initiati-
ve, wahrend die Fraktionen der CVP, der
SVP, der FDP und der GLP diese ablehnten.
Zwar raumte auch die ablehnende Ratsmehr-
heit ein, dass die Initiative auf vorhandene
Probleme von drmeren Familien aufmerksam
mache. Die wichtigsten Argumente der Geg-
nerinnen und Gegner der Initiative waren
aber:

— Einkommensschwache Familien werden
schon heute mit zahlreichen Massnahmen
unterstitzt: Steverabzige, Mutterschafts-
entschadigung, Familienzulagen, Pramien-
verbilligung, Mutterschaftsbeihilfe, Inkasso-
hilfe und Alimentenbevorschussung sowie
wirtschaftliche Sozialhilfe.

— Die enge Begleitung und die Beratung von
betroffenen Familien durch die Sozialhilfe
auf dem Weg zurick in die wirtschafiliche
Selbstandigkeit nitzt diesen mehr als wei-
tere Geldleistungen.

— Die Kosten der neuen Sozialleistung sind
schwer abschdtzbar (zwischen 5 und
58 Mio. Fr.) und im Vergleich zum Nut-
zen zu hoch. Weder der Kanton noch die
Gemeinden konnen sich diese leisten.

— Die Einfthrung von Familien-EL im Kanton
erfordert einen grossen neuen Verwaltungs-
apparat.

Die wichtigsten Argumente der Befirwor
terinnen und Befirworter der Initiative (vgl.
auch Kap. «Standpunkt des Initiativkomitees»
S. 10) waren:

— Die Familienarmut kann mit solchen Ergan-
zungsleistungen wirkungsvoll bekampft und
die Sozialhilfe entlastet werden.

— Kinder aus armen Familien erhalten dank
Chancengleichheit bessere Zukunfts-
perspektiven.

— Alleinerziehende, die wegen der Kinder-
befreuung nur eingeschrankt einer Erwerbs-
arbeit nachgehen kannen, werden finan-
ziell unterstitzt und nicht in die Sozialhilfe
gedrangt.

Der Regierungsrat empfiehlt den Stimmbe-
rechtigten in Ubereinstimmung mit der gros-
sen Mehrheit des Kantonsrates (82 gegen
24 Stimmen), die Volksinitiative abzulehnen.
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Bericht des Regierungsrates

Die Initiative

Am 27. November 2013 reichte ein Initiativkomitee der
Crinen und der Jungen Grinen die folgende Volksinitiati-
ve zum Erlass eines Gesetzes fur «Erganzungsleistungen for
Familien» in der Form der allgemeinen Anregung ein:

«Der Kanton richtet Ergéinzungsleistungen fir Familien
aus, die in Gemeinschaft mit einem Kind leben und iber
ein geringes Einkommen verfugen. Die Ergénzungsler-
stungen sind als Verbundaufgabe zwischen Kanton und
Gemeinden auszugestalten und orientieren sich an den
Ergéinzungsleistungen zu AHV,/IV. Dabei sind Arbeitsan-
reize zu beriicksichtigen und allfallige Schwelleneffekte
méglichst klein zu halten.»

Die Erganzungsleistungen for Familien (EL for Familien) sol-
len Familien mit geringem Erwerbseinkommen entlasten.
Die Leistungen der EL fir Familien sollen die Mittel solcher

Familien auf ein hdheres Niveau anheben, das die Armuts-

grenze berschreitef, sodass diese Familien keine Sozial-
hilfe beziehen missen. In Anlehnung an die EL zur AHV
und zur IV sollen die EL fir Familien als Bedarfsleistung die
Differenz zwischen Einnahmen und Ausgaben decken.
Zudem seien die EL fir Familien als Verbundaufgabe zwi-
schen Kanton und Gemeinden auszugestalten, also von
Kanton und Gemeinden gemeinsam zu finanzieren. Die
Initiative verlangt weiter, dass allféllige Schwelleneffekte
maglichst klein gehalten werden. Von Schwelleneffekten
wird dann gesprochen, wenn ein héherer Bruttolohn ein
tieferes frei verfigbares Einkommen zur Folge hat. In sol-
chen Féllen lohnt sich die Erhdhung des Erwerbseinkom-
mens fur die Befroffenen aus finanzieller Sicht nicht. Die EL
for Familien sollen daher so ausgestaltet werden, dass sie
den Anreiz fir die Ausibung einer Erwerbsarbeit verstar-
ken. Da die Initiative offen formuliert ist, misste das kon-
krefe Umsetzungsmodell fir die EL fir Familien bei einer
Annahme der Initiafive erst noch ausgearbeitet werden.
Das Komitee verfolgt mit der Initiative das Ziel, dass dank
den neuen EL fur Familien alle Familien ihren Lebensunter-
halt mit ihrem Einkommen selber bestreiten kénnen.

Bestehende Massnahmen zugunsten
der Familien

Im Kanfon Luzern gibt es bereits eine ganze Reihe von
Massnahmen zur finanziellen Entlastung respektive zur
Stérkung von Familien. Ein Teil dieser Massnahmen kommt
allen Familien zugute, viele sind aber ausdriicklich auf
Familien mit geringem Einkommen ausgerichtet.

Steuerabziige
Bei den Steuern kénnen Familien beim Einkommen und
beim Vermdgen verschiedene Abziige machen, die zu

einer sfeverlichen Entlastung fuhren. Beispielsweise kann
for jedes Kind, je nach Alter und Situation, ein Abzug
zwischen 6700 und 12 500 Franken vom Einkommen
gemacht werden. Ferner befragt der Abzug fur Eigenbe-
treuung 2000 Franken. Auslagen fir Fremdbetreuung kon-
nen bis zum Maximalbetrag von 4700 Franken abgezo-
gen werden. Beim Vermogen betragt der Kinderabzug

10 000 Franken je Kind.

Mutterschaftsentschadigung

Mitter, die vor der Geburt ihres Kindes erwerbstdtig
waren und ihre Erwerbsarbeit einstellen oder reduzieren,
um sich Uberwiegend der Pflege und Erziehung des
Kindes zu widmen, kénnen wahrend 14 Wochen Mutter-
schaftsentsch&digung in Form eines Taggeldes geltend
machen, das 80 Prozent des vor der Geburt erzielten
durchschnitflichen Erwerbseinkommens entspricht, jedoch
hochstens 196 Franken pro Tag. Allein die Ausgleichs-
kasse Luzern hat im Jahr 2014 Mutterschaftsentschadi-
gungen von rund 20 Millionen Franken ausbezahlt.
Hinzu kommen die Zahlungen anderer Ausgleichskassen.

Familienzulagen

Im Jahr 2013 wurden im Kanton Luzern fir Kinder-, Ausbil-
dungs-, Geburts- und Adoptionszulagen rund 219 Millio-

nen Franken ausbezahlt. Die Zulage betrdgt je nach Alter
des Kindes und Ausbildungssituation zwischen 2400 und

3000 Franken pro Jahr.

Prémienverbilligung

Die Préamienverbilligung wird an Personen in bescheidenen
wirtschafilichen Verhaliissen entrichtet. Zudem besteht bis
zu einem massgebenden Einkommen von 75 000 Franken
(Stand 2015) Anspruch auf die Vergitung der halben Pré-
mie von Kindern und jungen Erwachsenen in Ausbildung.
Mit der Préamienverbilligung werden die anspruchsberech-
tigten Personen und Haushalte ganz oder teilweise von
der Pramienlast befreit. Im Jahr 2014 wurden Préamienver-
billigungsbeitrage in der Hohe von mehr als 161 Millio-
nen Franken ausbezahlt.

Wirtschaftliche Sozialhilfe

Wer seinen Lebensbedarf und denjenigen seiner Fami-
lienangehdrigen nicht rechizeitig oder nicht hinreichend
mit eigenen Mitteln, Arbeit oder Leistungen Dritter bestrei-
ten kann, kann einen Anspruch auf wirtschaftliche Sozial-
hilfe geltend machen. Die wirtschafiliche Sozialhilfe deckt
das soziale Existenzminimum ab. Einzelpersonen oder
Familien, die wirtschaftliche Sozialhilfe beziehen, haben
zudem ein Anrecht auf die Kulturlegi der Caritas Kanton
luzern. Diese wird durch den Kanfon subventioniert und er-
moglicht den Inhaberinnen und Inhabern den verginstigten
Zugang zu zahlreichen kulturellen und sportlichen Angebo-
ten. Damit besteht eine weitere wirkungsvolle leistung, die
der sozialen Infegration dient.
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Mutterschaftsbeihilfe

Eine Mutter, die sich Uberwiegend der Pflege und Erzie-
hung des Kindes widmet und ihren zivilrechtlichen Wohn-
sitz zur Zeit der Gesuchstellung im Kanton Luzern hatte,
hat Anspruch auf Mutterschaftsbeihilfe, wenn das soziale
Existenzminimum vor oder nach der Geburt nicht gedeckt
ist. Die Mutterschaftsbeihilfe sichert das soziale Existenzmi-
nimum der Familie, soweit es nicht durch anrechenbares
Einkommen und Reinvermégen gedeckt ist. Sie wird wéh-
rend zwdlf Monaten ausgerichtet, davon maximal drei
Monate vor der Geburt. Dabei spielt es keine Rolle, ob
die anspruchsberechtigte Mutter wahrend der Dauer des
Anspruchs auf Mutterschaftsbeihilfe ihre Erwerbstdatigkeit
aufgibt oder keine solche annimmt. Zudem ist rechiméssig
bezogene Mutterschaftsbeihilfe nicht zuriickzuerstatten. Im
Jahr 2013 erhielten im Kanton Luzern gemdss Sozialhilfe-
stafistik des Bundesamtes fir Statistik 705 Personen Mutter-
schaftsbeihilfe.

Mit der jiingst beschlossenen Anderung des Sozialhilfe-
gesefzes auf den 1. Januar 2016 wird die Mutterschafts-
beihilfe in die wirtschaftliche Sozialhilfe integriert. Dabei
werden aber die Vorteile beziglich der Erwerbstatigkeit

und der Rickerstattung beibehalten. Zudem soll kiinftig
nicht nur eine Mutter, sondern auch ein Vater, der sich
iberwiegend der Pflege und Erziehung des Kindes wid-
met, einen Anspruch auf diese Vorteile haben.

Inkassohilfe und Alimentenbevorschussung

Nach dem Sozialhilfegesetz besteht unfer bestimmten Vo-
raussefzungen ein Anspruch auf Inkassohilfe und Alimen-
fenbevorschussung. Mit der Inkassohilfe gewdhrt die zu-
standige Einwohnergemeinde dem unterhaltsberechtigten
Kind, dem unterhaltsberechtigten Ehegatten oder dem
eingefragenen Partner unentgeliliche Hilfe bei der Vollstre-
ckung (d.h. Einforderung) von Unterhalisbeitrégen. Das
unterhaltsberechtigte Kind hat gegeniber der zustandigen
Einwohnergemeinde Anspruch auf Bevorschussung, wenn
die Eltfern ihrer Unterhaltspflicht nicht geniigend nachkom-
men. Ein Anspruch auf Bevorschussung entféllt erst, wenn
das jchrliche Reineinkommen eines Haushalts, in dem ein
unterhaltsberechtigtes Kind lebt, geméss Steververanlo-
gung mehr als 43 000 Franken betragt. Gemass Sozialhil-
festafistik des Bundesamtes fur Statistik bevorschussten die
Luzerner Gemeinden seit 2005 jghrlich in rund 1100 Fal-
len ausstehende Kinderalimente (2013: 1028 Falle).

Ubersicht iber die bestehenden Massnahmen zugunsten der Familien
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EL fUr Familien bei Bund und Kantonen

Im Juni 2011 sind zwei parlamentarische Initiativen zur
Einfuhrung von EL fir Familien im Nationalrat abgeschrie-
ben worden. Trotzdem sefzt sich die eidgendssische Ko-
ordinationskommission fir Familienfragen weiter fir eine
Familienpolitik ein, welche die materielle Sicherheit der
Familien garantiert; 2016 wird sie ihre Prioritaten fur die
neue legislaturperiode festsetzen. Auch die Konferenz der
kantonalen Sozialdirektorinnen und Sozialdirektoren setzt
sich fir eine Bundeslésung fir einkommensschwache Fa-
milien ein. Die Stadteinitiative Sozialpolitik engagiert sich
dafir sowohl auf kantonaler wie auf nationaler Ebene.
Heute kennen nur die Kantone Genf, Solothurn, Tessin
und Waadt EL fir Familien. Diese kanfonalen L&sungen
unterscheiden sich teilweise massiv. So liegt beispiels-
weise das Maximalalter der Kinder zwischen 6 und 18
Jahren. In den Ubrigen Kantonen wird die Frage der Ein-
fohrung von Ergénzungsleistungen fir Familien feilweise
diskutiert, in einem grossen Teil der Kantone wurden ent-
sprechende Anliegen allerdings politisch nicht umgesetzt
oder entsprechende Vorlagen wurden von den Parlamen-
fen oder in Volksabstimmungen verworfen.

Wenn EL fir Familien dereinst eingefthrt wiirden, sollte
dies gesamtschweizerisch und unfer Mitfinanzierung
durch den Bund geschehen. Nur mit einer Bundeslsung
kénnten einheitliche Voraussetzungen fur EL fir Familien
geschaffen werden.

Stellungnahme zur Volksinitiative

Familien werden bereits entlastet

Die Initiative setzt an bei Familien, deren Erwerbsein-
kommen im Bereich des sozialen Existenzminimums liegt.
Damit wiirde durch Ergénzungsleistungen fir Familien
die wirtschaftliche Situation von Familien ausserhalb der
wirtschafflichen Sozialhilfe verbessert. Bei wirklich ein-
kommensschwachen Familien jedoch, die existenziell auf
wirtschaftliche Sozialhilfe angewiesen sind, wiirde die
Initiative nichts &ndern. Fir Familien, die Anspruch auf EL
fur Familien geltend machen kénnten, gibt es aber be-
reifs eine ganze Reihe von Enflastungsinstrumenten, wie
oben ausgefihrt. Damit stellen EL fir Familien eine zwar
winschbare, aber nicht notwendige Unterstitzung dar.

Mutterschaftsbeihilfe und persénliche Sozialhilfe mit
nachhaltiger Wirkung

Auf den 1. Januar 2016 fritt das neve Sozialhilfegesetz
in Kraft. Darin werden fir den Anspruch auf Mutterschafts-
beihilfe neu die Vater den Mittern gleichgestellt, sodass
auch Véter einen Anspruch auf diese Unterstitzung er
halten kénnen. Zudem wird der personlichen Sozialhilfe
eine grossere Bedeutung zugemessen, zumal kiinftig auch
Personen und Familien ohne Anspruch auf wirtschaftliche

Sozialhilfe von diesen Angeboten profitieren sollen. Dies
sind zwei nachhaltige Anderungen, die auch jenen Fo-
milien zugutekommen, fir welche die EL fur Familien ge-

dacht sind.

Die Prémienverbilligung ist optimiert worden

Auf den 1. Juli 2013 sind Anderungen des Prémienver-
billigungsgesetzes in Kraft getreten, die dozu dienen,

die Prémienlast for einkommensschwache Haushalte und
den Schwelleneffekt im Bereich der Sozialhilfe zu verrin-
gern. Die Wirkung dieser Massnahme wurde iberprift
und hat gezeigt, dass der Systemwechsel die gewiinsch-
te Wirkung erzielt. Neu bekommen Bezugsberechtigte
mit tiefen Einkommen héhere Pramienverbilligungsbeitra-
ge, wahrend bisher berechtigte Versicherte mit hdherem
Einkommen weniger oder gar keine Pramienverbilligung
mehr bekommen. Die Einschrénkung bei den oberen Ein-
kommensklassen musste vorgenommen werden, da fir die
Préamienverbilligung keine zusatzlichen Mittel bereitgestellt
werden konnten. Es hat also eine Umverteilung zugunsten
der @rmeren Versicherten stattgefunden. Diese sind nun
besser gestellt als friher. Dieser Effekt wurde bewusst an-
gestrebt: Genau jene Familien profitieren, die auch von
EL fir Familien profitieren wirden. Damit kann ohne zu-
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satzlichen Verwaltungsaufwand jene Bevélkerungsgruppe
zusatzlich entlastet werden, welche durch die geforderten
EL for Familien entlastet werden sollte.

Hohe Kosten fiir den Kanton

Die Initiative, Uber die abgestimmt wird, ist in der Form
der allgemeinen Anregung formuliert. Bei Annahme der
Initiative musste diese allgemeine Anregung in einem kan-
tonalen Modell konkretisiert werden. Dieses Modell misste
anschliessend vom Kantonsrat in einem neuen Gesetfz ver-
ankert werden. Schliesslich misste dessen Vollzug mit ge-
eigneten Verwaltungseinrichtungen sichergestellt werden.
Wie das konkrete Modell fir den Kanton Luzern aussehen
wirde, ist offen. Der Initiativiext verlangt aber, dass die EL
for Familien sich an den Erganzungsleistungen zur AHV/
IV orientieren missen, auch wenn dies im «Standpunkt des
Initiativkomitees» [vgl. S. 10) nicht erwdhnt wird. Berech-
nungen zu vorstellbaren Modellen haben gezeigt, dass
die Einfihrung von EL for Familien im Kanton Luzern je
nach Modell zusatzliche Kosten in der Hohe von 5 bis

58 Millionen Franken pro Jahr verursachen wiirde. Der Re-
gierungsrat rechnet somit nicht mit Kosten von 5,8 Millio-
nen Franken, wie das im «Standpunkt des Initiativkomitees»
behauptet wird. Ein Modell, das sich an den Ergéanzungs-

leistungen zur AHV/IV orientiert, ware vielmehr im oberen
Kostenbereich angesiedelt. Solche Zusatzkosten kénnen
sich aber weder der Kanton noch die Gemeinden leisten.

Beschlisse des Kantonsrates

Im Kantonsrat unterstitzten die Fraktionen der Griinen und
der SP/]Juso die Volksinitiative, wéhrend die Fraktionen der
CVP, der SVP, der FDP und der GLP diese ablehnten.

Die wichtigsten Argumente der Befirworterinnen und
Befirworter von Erganzungsleistungen (EL) fir Familien
waren:

— Die Familienarmut kann wirkungsvoll bekémpft und die
Sozialhilfe entlastet werden.

— Arbeitswillige Familien werden unterstiitzt, indem finan-
zielle Fehlanreize beseitigt werden.

— Kinder aus armen Familien erhalten durch Chancen-
gleichheit mehr Zukunftsperspekfiven.

— Alleinerziehende, die wegen der Kinderbetreuung nur
eingeschrankt einer Erwerbsarbeit nachgehen kénnen,
werden finanziell unterstiitzt und nicht in die Sozialhilfe
gedrangt.

— Das Bedurfnis fir FamilienEL wird in Fachkreisen, bei
den kantonalen Sozialdirektorinnen und -direktoren und
auch in jingsten luzernischen Unfersuchungen aner-
kannt; FamilienEL sind in vier Kanfonen erfolgreich ein-
gefihrt und werden in weiteren geprift.

— Da die Initiative offen formuliert ist, kann vom Kantonsrat
eine praxistaugliche, massgeschneiderte gesefzliche L&-
sung erarbeitet werden.

Die wichtigsten Argumente der Gegnerinnen und Gegner

der Initiative waren:

— Einkommensschwache Familien werden schon heute
mit zahlreichen Massnahmen unterstitzt: Steverabzige,
Mutterschaftsentschédigung, Familienzulagen, Pramien-
verbilligung, Mutterschaftsbeihilfe, Inkassohilfe und Ali-
mentenbevorschussung sowie wirtschaftliche Sozialhilfe.

— Die enge Begleitung und die Beratung der betroffenen
Familien durch die Sozialhilfe auf dem Weg zuriick in
die wirtschaftliche Selbstandigkeit nitzt diesen mehr als
Celdleistungen.

— Die Kosten der neuen Sozialleistung sind schwer ab-
schatzbar und im Vergleich zum Nutzen zu hoch. We-
der der Kanton noch die Gemeinden kénnen sich diese
leisten.

— Die Einfihrung von FamilienEL im Kanton erfordert einen
grossen neuen und teuren Verwaltungsapparat.

— Familien-EL sollten bei Bedarf nicht kantonal eingefihrt
werden, sondemn mit einer Bundesldsung.

In der Schlussabstimmung lehnte der Kantonsrat die Volks-
initiative mit 82 gegen 24 Stimmen ab.
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Der Standpunkt des Initiativkomitees

Das Initiativkomitee «Kinder férdern — Eltern stitzen, Ergén-

zungsleistungen fur Familien» schreibt zur Begriindung sei-
ner Initiative:

Kinder sollen nicht mehr ein Armutsrisiko sein
Ausgangslage, Stand 2013: Im Kanfon Luzern leben
rund 2800 Kinder unter 15 Jahren in Armut. Uber 60 Pro-
zent der unterstitzten Kinder leben mit nur einem Eltern-
teil zusammen. Rund ein Sechstel aller Alleinerziehenden
(947 Alleinerziehende mit insgesamt 1498 Kindern) sind
auf Sozialhilfe angewiesen. Was die Zahlen nicht ab-
bilden kénnen: viele Anspruchsberechtigte melden sich
aus Scham nicht bei den Sozialbehérden. Allgemein gilt:
Nach Geburt des ersten Kindes haben Paare weniger
Einkommen frei zur Verfigung. Zwei Jahre nach der Erst
geburt verschlechtert sich die finanzielle Lage der Familien
weiter. Mit einer Scheidung steigt das Risiko, Sozialhilfe
beziehen zu mussen.

Viele Vorstésse fir eine Verbesserung der Situation von
Eltern mit geringen Einkommen sind ins Leere gelaufen.
Die Initiative «Kinder férdern, Eltern stiitzen» will, dass alle
Familien mit ihren Einkommen und den Ergénzungslei-
stungen fir Familien (FamEL) fur ihren Lebensunterhalt sel-
ber aufkommen kénnen.

Ergénzungsleistungen sind ein nachhaltiges Mittel

Der Bedarf ist ausgewiesen, das Mittel Ergénzungslei-
stungen EL anerkannt. Auch fir Familien. Auch vom luzer-
ner Regierungsrat. Vor rund sieben Jahren setzte er eine
Arbeitsgruppe «Arbeit muss sich lohnen» ein. Diese kam
zum Schluss, dass Ergcinzungsleistungen fir Familien ein
nachhaltiges und erfolgversprechendes Mittel sind, um Fa-

milienarmut zu bekampfen. Zu verhindern seien Schwellen-

effekte: Wenn eine bezugsberechtigte Person durch eine
geringe Erhhung des Erwerbseinkommens ihre Unferstit-

zungsberechtigung verliert, so dass sie nachher Gber weni-

ger Geld frei verfigen kann.

Bereits haben die Kantone Tessin, Genf, Waad}t und So-
lothurn eine FamEL eingefihrt. Der Tessin schon vor bald
zwanzig Jahren. Zehn Jahre nach der Einfihrung liess die
Regierung das Vorhaben untersuchen. Ergebnis: Mit der
Einfihrung von FamEL konnten rund 60 Prozent an Sozial-
hilfekosten eingespart werden, die FamEL haben wirksam
zur Armutsreduktion beigetragen.

Kanton hat geniigend Wirtschaftskraft

Der Kanton Luzern kann sich die FamElL leisten. Die kan-
tonale Wirtschaftsleistung ist in den vergangenen Jahren
markant gewachsen. Sie betrug im Jahre 2013 iber

24 Milliarden Franken. Der Regierungsrat rechnet mit
Kosten von gerade 5,8 Millionen Franken fir Kanton und
Gemeinden, wobei die Gemeinden bei der Sozialhilfe
mit rund 2 Millionen entlastet werden.

Eine Bundeslésung weire winschenswert, aber die Er-
fahrungen der letzten Jahre zeigen, dass der politische
Wille zur Umsetzung fehlt und der Bund auf Lsungen in
den Kantonen hofft.

Wie die Betagten, so die Familien

Die Konferenz der kantonalen Sozialdirektorinnen und
-direktoren (SODK)] stellte bereits im Juni 2010 fest:
«Ergdnzungsleistungen sind ein bewdhrtes sozialpolitisches
Instrument: Die 1966 eingefthrten Ergénzungsleistungen
zu AHV und IV haben wesentlich dazu beigetragen, die
Armut im Alter zu reduzieren.» Und auch: <In Ergénzung
zu anderen familienpolitischen Leistungen wie Steverabzi-
gen fir Familien, Familienzulagen oder Subventionierung
von Betreuungsplatzen stellen EL fir Familien ein wichtiges
Element zur Bekémpfung der Familienarmut dar.»

Kinder frdern, Eltern stiitzen

Die Initiative der Grinen Luzern hat die Form einer allge-

meinen Anregung. Regierung und Parlament missen nach

Annahme der Initiative ein konkretes Projekt ausarbeiten.

Die Initiantinnen und Initianten schlagen vor:

1. Eigenes Einkommen ist eine Anspruchsvoraussetzung
fir den Bezug von FamEL.

2. Der Kanton und die Gemeinden beteiligen sich unge-
féhr je zur Hélfte an den Kosten, die Gemeinden wer-
den bei der Sozialhilfe entlastet.

3. Die FamEL sollen so ausgestaltet sein,

— dass sie Erwerbsanreize schaffen und Arbeit nicht
bestrafen,

— dass sie die Vereinbarkeit von Erwerbsleben und
Familie férdern,

— dass keine Schwelleneffekte entstehen.

Die Initiative will Eltern stiitzen und damit deren Kinder
fordern. Tatsache ist: Den Mangel der ersten lebensjahre
holen Heranwachsende nur schwer wieder auf: Sie haben
spdter geringere Chancen in Bildung, Ausbildung und Be-
ruf. Das darf nicht sein!
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Empfehlung des Regierungsrates

Im Kanton Luzemn gibt es bereits verschiedene wirkungs-
volle Instrumente zur Entlastung von Familien mit Kindern.
Die jingste Revision des Pramienverbilligungsgesetzes hat
insbesondere fir einkommensschwache Familien eine zu-
satzliche Entlastung gebracht. EL fir Familien sind deshalb
fur die Existenzsicherung dieser Familien — wenn auch
wiinschbar — nicht notwendig. EL fir Familien, wie sie die
Initiative fordert, kénnten dem Kanton und den Gemeinden
neue Kosten von insgesamt bis zu 58 Millionen Franken
bescheren. Wir empfehlen Ihnen deshalb, sehr geehrte
Mitbirgerinnen und Mitbirger, in Ubereinstimmung mit der
grossen Mehrheit des Kantonsrates (82 gegen 24 Stim-
men), die Volksinitiative «Kinder férdern - Eltern stiitzen,
Ergéinzungsleistungen fur Familien» abzulehnen und die
Abstimmungsfrage mit Nein zu beantworten.

Luzern, 1. September 2015

Im Namen des Regierungsrates
Der Président: Refo Wyss

Der Staatsschreiber: Lukas Gresch-Brunner
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Cestiitzt auf § 21 der Verfassung des Kantons Luzem
stellen die Initiantinnen und Initianten in der Form der all-
gemeinen Anregung folgendes Begehren auf Erlass eines
Cesetzes fir «Ergénzungsleistungen fir Familien»:

«Der Kanfon richtet Ergéinzungsleistungen fir Familien aus,
die in Gemeinschaft mit einem Kind leben und iber ein
geringes Einkommen verfigen. Die Ergéinzungsleistungen
sind als Verbundaufgabe zwischen Kanton und Gemein-
den auszugestalten und orientieren sich an den Ergén-
zungsleistungen zu AHV/IV. Dabei sind Arbeitsanreize zu
beriicksichtigen und allféllige Schwelleneffekte méglichst
klein zu halten.»



B. \olksinitiative
«Fur eine gerechte Aufteilung
der Pflegefinanzierung»
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Die Abstimmungsfrage

Sehr geehrte Mitbirgerinnen
Sehr geehrte Mitbirger

Am 24. Januar 2013 reichte ein Initiativkomitee ein
Volksbegehren mit dem Titel «Fir eine gerechte Aufteilung
der Pflegefinanzierung» ein. Die Initiantinnen und Initianfen
verlangen gestitzt auf § 21 der Kantonsverfassung in der
Form des ausgearbeiteten Entwurfs eine Ergénzung des
Cesetzes iber die Finanzierung der Pflegeleistungen der
Krankenversicherung (Pflegefinanzierungsgesetz).

Der Kantonsrat hat die Initiative am 22. Juni 2015
abgelehnt. Diese unterliegt damit der Volksabstimmung.
Sie kénnen deshalb am 15. November 2015 iber die

Initiative abstimmen.

Die Abstimmungsfrage lautet:

Wollen Sie die Volksinitiative
«Fir eine gerechte Aufteilung
der Pflegefinanzierung»
annehmen?

Wenn Sie die Initiative annehmen wollen, antworten Sie
auf die Frage mit Ja. Wollen Sie sie ablehnen, beantwor-
ten Sie die Frage mit Nein.

Zu dieser Abstimmungsvorlage unterbreiten wir lhnen im
Folgenden einen erlduternden Bericht, einschliesslich der
Stellungnahme des Initiativkomitees (S. 21), und den Wort
laut der Volksinitiative (S. 23).
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Fir cilige Leserinnen und Leser

Die Volksinitiative «Fir eine gerechte Auftei-
lung der Pflegefinanzierung» verlangt eine
Anderung des Pflegefinanzierungsgesetzes
mit dem Zweck, dass sich der Kanton neu
mit 50 Prozent an den Kosten der Gemein-
den aus der Resffinanzierung der Pflegekos-
ten der Spitex und der Pflegeheime befeili-
gen muss. Fir den Kanton wirde ein Mehr-
aufwand von mindestens 54 Millionen Fran-
ken pro Jahr entstehen. Gemass der im
Kanton Luzem seit 2008 geltenden Aufgo-
benteilung zwischen Kanton und Gemein-
den (Finanzreform 08) sind diese Kosten
heute von den Wohngemeinden der pflege-
bedurftigen Personen zu fragen. Begrindet
wird das Anliegen von den Initiantinnen und
Initianten mit unerwartet hohen Mehrkosten
aus dem neuen Pflegefinanzierungsgesetz
seit 201 1. Diese hatten viele Gemeinden in
grosse finanzielle Schwierigkeiten gebracht
und sie zu Steuererhdhungen und einschnei-
denden Sparpaketen gezwungen.

Im Kantonsrat unterstitzte namentlich die

SVP-Fraktion die Initiative mit den folgenden

Hauptargumenten (vgl. auch Kap. «Stand-

punkt des Initiativkomitees» S. 21):

— Die Kosten der Pflegefinanzierung zwin-
gen viele finanzschwache Gemeinden,
ihre Steuern weiter zu erhhen.

— Die Aufgabenverteilung Kanton - Gemein-
den gemass Finanzreform O8 ist nicht
mehr realistisch.

— Mit einer halftigen Beteiligung des Kan-
fons an der Pflegefinanzierung kann
bedréangten Gemeinden rasch geholfen
werden, ohne dass die Kompetenzen
der Gemeinden beschnittlen werden
mussen.

Die CVP-, die FDP-, die Griinen-, die GLP-
und eine Mehrheit der SP-Fraktion des Kan-
tonsrates bekampften die Initiative mit den
folgenden Argumenten:

— Die Initiative greift einseitig in das aus-
balancierte, in der Volksabstimmung 2007
beschlossene System der Aufgabenteilung
Kanton - Gemeinden ein (Finanzreform 08).

— Der Kanton hat bei der Spitalfinanzie-
rung deutlich hdhere Mehrkosten zu
fragen als die Gemeinden bei der Pflege-
finanzierung.

— Die Pflegefinanzierungskosten werden
mit der Initiative nur von den Gemeinden
zum Kanton verschoben: auch fir Mehr-
kosten beim Kanton missten aber die
Burgerinnen und Burger mit ihren Steuern
aufkommen.

— CGegen das stetige VWachstum der Pflege-
kosten hilft die Initiative nichts.

— Bei einer 50-prozentigen Mitfinanzie-
rung der Pflegekosten durch den Kanton
will dieser bei den Leistungen und Tarifen
der Spitex und der Pflegeheime mitreden:
Damit wirde im Aufgabenbereich Pflege
zwangslaufig die Gemeindeautonomie
beschnitten.

In Ubereinstimmung mit der grossen Mehr-
heit des Kantonsrates (82 gegen 2/ Stim-
men) empfiehlt der Regierungsrat den Stimm-
berechtigten, die Volksinitiative «Fir eine
gerechte Aufteilung der Pflegefinanzierung»
abzulehnen.
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Bericht des Regierungsrates

Die Initiative

Am 24. Januar 2013 reichte ein Initiativkomitee ein kanto-
nales Volksbegehren mit dem Titel «Fiir eine gerechte Auf-
teilung der Pflegefinanzierung» ein. Die Initiative verlangt
eine Anderung der §8§ 6, 8 und 10 des kanfonalen Pfle-
gefinanzierungsgesetzes. Die Anderung hdtte zur Folge,
dass sich der Kanton neu mit 50 Prozent an den Kosten
der Gemeinden bei der Resffinanzierung der Pflegekosten
der Spitex-Dienste und der Pflegeheime sowie bei der Mit
finanzierung der Akut- und Ubergangspflege im Anschluss
an einen Spitalaufenthalt beteiligen misste. Fir den Kan-
fon wirde ein Mehraufwand von mindestens 54 Millionen
Franken pro Jahr entstehen. Heute sind diese Kosten voll-
umfédnglich von den jeweiligen Wohngemeinden der pfle-
gebedurftigen Personen zu tragen.

Zur Begrindung ihres Anliegens fihren die Initiantinnen und
Initianten im Wesentlichen an, die effektiven Mehrkosten
der Gemeinden in der Pflegefinanzierung seien mit 70 Mil-
lionen Franken pro Jahr weit héher als die 40 Millionen
Franken, die der Regierungsrat bei der Verabschiedung
des Pflegefinanzierungsgesetzes als Schatzung angegeben
habe. Deshalb seien viele Gemeinden in grosse finanzielle
Schwierigkeiten geraten und hétten einschneidende Spar-
pakete verabschieden und teilweise die Steuern erhdhen
mussen. Der Kanton musse sich darum an den Kosten der
Pflegefinanzierung beteiligen. Angemessen sei eine hélftige
Aufteilung der Kosten zwischen Kanton und Gemeinden,
wie dies auch in anderen Kantonen der Fall sei.

Wie die Pflegefinanzierung geregelt ist

Der Bund hat auf das Jahr 2011 die Finanzierung der
Pflegeleistungen der SpitexDienste und der Pflegeheime
neu geordnet. Ziel war es, die pflegebedurftigen Personen
bei den Pflegekosten und die Krankenkassen (und damit
die Prémienzahlerinnen und -zahler) zu entlasten. Dazu
legt neu der Bund fir die ganze Schweiz einheitlich den
Beitrag fest, den die Krankenkassen und die pflegebedirf-
tigen Personen an die Kosten der Spitex-Pflege und der
Pflegeheime leisten missen. Die Kantone ihrerseits missen
regeln, wer die damit noch nicht gedeckten restlichen Pfle-
gekosten Ubernehmen muss. Daneben hat der Bund neu
die sogenannte Akut- und Ubergangspflege eingefiihrt.
Diese kann nach einem Spitalaufenthalt fir maximal zwei
Wochen angeordnet und ebenfalls durch die Spitex oder
die Pflegeheime erbracht werden. Die Kosten der Akut-
und Ubergangspflege sind von der &ffentlichen Hand und
der Krankenkasse anteilméssig im Verhdlinis 55 zu 45 Pro-
zent zu fragen.

Cemdass der im Kanfon Luzern seit 2008 geltenden Auf-
gabenteilung zwischen Kanton und Gemeinden (Finanz-
reform O8] sind die Resffinanzierung der Pflegekosten der
Spitex und der Pflegeheime sowie die Mitfinanzierung der
Akut- und Ubergangspflege als Teil der langzeitpflege
Aufgaben der Gemeinden. Ihnen gehort auch der Gross-
teil der Spitex-Dienste und der Pflegeheime. Die finanziell
aufwendigere Spitalfinanzierung ist demgegeniber allei-
nige Aufgabe des Kanfons.

In verschiedenen anderen Kantonen beteiligt sich auch der
Kanton an den Kosten der Pflegefinanzierung. Beim Ver-
gleich mit diesen Kantonen darf jedoch die Zustandigkeit
for die Pflegefinanzierung nicht isoliert betrachtet werden,
sondern es muss immer auch bericksichtigh werden, wie in
diesen Kantonen die Finanzierung der tbrigen Staatsauf-
gaben zwischen Kanton und Gemeinden aufgeteilt ist.

Grinde fiur die Mehrkosten der
Gemeinden in der Pflegefinanzierung

Durch den Systemwechsel in der Pflegefinanzierung per
20171 sind den Gemeinden chrliche Mehrkosten von
46,5 Millionen Franken entstanden. Auf der anderen Sei-
te wurden, wie vom Bund beabsichtigt, die pflegebedirf-
tigen Personen unabhangig von ihrem Einkommen und
Vermogen sowie die Krankenversicherer (und damit die
Pramienzahlerinnen und -zahler) finanziell entlastet. Mit
der neuen Pflegefinanzierung ist es nicht mehr méglich,
den Heimbewohnerinnen und -bewohnern die von der
Krankenkasse nicht gedeckten Pflegekosten «versteckt» als
Betreuungs- oder Aufenthaliskosten zu Uberwdlzen. Eben-
falls nicht mehr zuléssig ist es, die Tarife und Taxen der
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Spitex und der Pflegeheime aus finanzpolitischen Griin-
den zu tief anzusetzen. Die Preise missen vollkosten-
deckend sein und insbesondere einen Investitionskosten-
anteil enthalten.

Die seit dem Systemwechsel verzeichnete Zunahme der
Mehrkosten der Gemeinden auf zuletzt 59,7 Millionen
Franken im Jahr 2014 ist durch die Zunahme der Pflegefal-
le in der Spitex und gestiegene Lohnkosten beim Pflege-
personal der Spitex und der Pflegeheime begrindet. Der
Grossteil dieser Befriebe wird entweder von den Gemein-
den selber gefihrt oder zumindest von ihnen gefragen.

Stellungnahme zur Volksinitiative

Einseitige Anderung der bewéhrten Aufgabenteilung

Mit der Initiative wirde die seit 2008 bestehende Aufgar-
benteilung zwischen Kanfton und Gemeinden gedndert:
Die Pflegefinanzierung wiirde von einer Gemeindeaufga-
be neu zu einer Verbundaufgabe von Kanton und Ge-
meinden. Die geltende Aufgabenteilung ist ein politisch
und finanziell sorgféltig ausbalanciertes, mit den Gemein-
den abgestimmtes System, das von den Stimmberechtigten
2007 in der Volksabstimmung mit 76,7 Prozent Ja-Stim-
men angenommen wurde. Die Aufgabenteilung hat sich
bewdhrt. Beide Seiten Ubernehmen Verantwortung fir die
ihnen zugeordneten Aufgaben und kimmem sich um de-
ren zweckméssige und sinnvolle Erfillung unter Beachtung
von Nutzen und Kosten. Die Aufgabenteilung darf deshalb

nicht einseitig nur fir eine bestimmte Aufgabe veréndert
werden, sondemn muss alle kosteninfensiven Aufgaben
bericksichtigen (Volksschule, Prémienverbilligung, Spitalfi-
nanzierung, Pflegefinanzierung, Ergénzungsleistungen,
Finanzausgleich u.a.m.). Sonst werden die Aufgabentei-
lung und die finanzielle Belastung von Kanton und Ge-
meinden aus dem Gleichgewicht gebracht. Weder den
Gemeinden noch dem Kanton sind aus der bestehenden
Aufgabenteilung massgebliche Mehrbelastungen erwach-
sen. Das geltende System der Pflegefinanzierung ist (wie
auch jenes fur die Spitalfinanzierung) vom Bund in den
grossen Zigen vorgegeben. Ob die Aufgabenteilung
Kanton - Gemeinden als Ganze noch richtig ist, soll im
Rahmen einer bereits eingeleiteten Aufgaben- und Finanz-
reform 2018 Uberprift werden. Dabei wird sich auch
zeigen, wie sich die finanzielle Belastung des Kanfons und
der Gemeinden insgesamt seit 2008 entwickelt hat.

Trotz der neuen Pflegefinanzierung geht es den Luzemer
Gemeinden in ihrer grossen Mehrheit finanziell gut. Die
Abschlisse 2014 der Gemeinden zeigen ein erfreuliches
Bild: Wéhrend die 83 Luzermner Gemeinden zusammen
ein Minus von knapp 31 Millionen Franken budgetierten,
schlossen sie effektiv mit einem Gesamtiiberschuss von
52,5 Millionen Franken ab. Die Gemeinden sind somit
weiterhin in der Lage, ihre Aufgaben zu finanzieren.

Auch der Verband Luzemer Gemeinden hat sich gegen
die mit der Initiative beabsichtigte einseitige Anderung der
Aufgabenteilung ausgesprochen.
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Initiative fir Kanton finanziell nicht tragbar

Die Annahme der Initiative hatte fir den Kanton einen
Mehraufwand von mindestens 54,15 Millionen Franken
pro Jahr zur Folge (Basis: Netto-Belastung Gemeinden in
der Pflegefinanzierung 2014 von 108,3 Mio. Fr.). Der
gesetzlich vorgeschriebene mittelfristige Ausgleich der
Erfolgs- und der Geldflussrechnung des Kantons konnte
fur die Johre 2015 bis 2018 frotz umfangreichen Spar-
pakefen nicht erreicht werden. Angesichts der bereits an-
gespannten Finanzlage des Kantons kénnte ein weiterer
ichrlich wiederkehrender Mehraufwand von tber 54 Mil-
lionen Franken nicht ohne Erhéhung des Staatssteuer-
fusses um eine Zehnteleinheit oder weitere einschnei-
dende Einsparungen kompensiert werden. Dazu wére ein
Personalabbau von mehreren hundert Stellen nétig oder
eine rigorose Kirzung der Staatsbeitrage mit Leistungsab-
bau unter anderem in den Bereichen Gesundheit, soziale
Sicherheit (Behindertenbereich, Pramienverbilligung u.a.),
Bildung, &ffentlicher Verkehr, sffentliche Sicherheit und Fi-
nanzausgleich. Eine einseitige Kostenverschiebung durch
die Initiative misste den Gemeinden bei der kommenden
Aufgaben- und Finanzreform 2018 iberdies selbstver-
standlich als bereits erfolgte Entlastung angerechnet
werden.

Initiative ist nicht «gerecht»

Der Kanfon ist fir die Spitalfinanzierung zusténdig und
muss sich seit 1. Januar 2012 neu auch an den Kosten
der stationéren Spitalbehandlungen in Privatspitalern an-
teilmassig beteiligen (Kostenaufteilung 2014: 49 % Kan-
ton, 51 % Krankenkasse). Die neuve Spitalfinanzierung hat
dem Kanton im Jahr 2014 bereits Mehrkosten von rund
65,7 Millionen Franken im Vergleich zum Jahr 2010 be-
schert (Gesamtkosten 2014: 318 Mio. Fr.). Im gleichen
Zeitraum stieg der Mehraufwand der Gemeinden in der
Pflegefinanzierung auf 59,7 Millionen Franken (Gesamt-
kosten 2014: 108,3 Mio. Fr.). Ab 2017 ist der Kanton
verpflichtet, mindestens 55 Prozent der Kosten der statio-
naren Spitalbehandlungen zu Gbernehmen. Damit wird
sich der Mehraufwand des Kantons in der Spitalfinanzie-
rung bis ins Jahr 2017 noch zusétzlich rein systembedingt
auf tber 100 Millionen Franken pro Jahr erhéhen. Die
Teuerung und ein voraussichiliches Mengenwachstum sind
darin noch nicht bericksichtigt. Bei einer Annahme der
Initiative «Fir eine gerechte Aufteilung der Pflegefinanzie-
rung» misste der Kanton sich an den Kosten der Pflegefi-
nanzierung zur Halfte beteiligen, obwohl er selber durch
die neue Spitalfinanzierung schon weit gréssere Mehrbe-
lastungen frégt. Als «gerecht kdnnen die Forderungen der
Initiative damit nicht bezeichnet werden.

Keine Losung fir die hohen Pflegekosten

Die Inifiative 6st das Problem der steigenden Pflegekosten
nicht, das von vielen Gemeinden beklagt wird. Sie enthalt
keinerlei Instrumente und Massnahmen zur Kostensteuerung
und -senkung, sondern fihrt lediglich zu einer halftigen
Umverteilung der Kosten von den Gemeinden auf den
Kanton. Die Ausgaben durch Aufgabenverschiebung auf
der einen Seite zu senken und auf der anderen wieder zu
erhohen, hat jedoch keinen Sinn, da sich die Steuerbelo-
stung der Einwohnerinnen und Einwohner sowohl aus der
Gemeinde- als auch der Kanfonssteuer zusammensetzt.

Gefahr der Verteuerung der Pflegefinanzierung
Problematisch erscheint eine Kostenaufteilung auf Gemein-
den und Kanton auch deswegen, weil der Grossteil der
SpitexDienste und der Pflegeheime den Gemeinden selbst
gehért. Bei einer Mitfinanzierung durch den Kanton ist zu
befirchten, dass die Gemeinden weniger Anreize haben,
fur einen wirtschaftlichen Betrieb ihrer Spitex und ihrer Pfle-
geheime besorgt zu sein und mit ihnen wirtschaffliche Ta-
rife auszuhandeln. Es besteht damit die Gefahr, dass die
Pflegefinanzierung durch die Initiative insgesamt verteuert
wird.

Schmdlerung der Gemeindeautonomie

und Ausbau der Verwaltung

Der Kanton misste gemdss Initiative neu Gber 54 Millionen
Franken pro Jahr an die Pflegefinanzierung leisten, ohne
dass er — wie die Gemeinden — bei der Gestaltung des
Pflegeangebots und bei der Fihrung des Grossteils der
Spitex-Befriebe und Pflegeheime mitreden kénnte. Dies wi-
derspricht den Grundséizen der Aufgabenteilung, wonach
derjenige, der zahlen muss, auch Uber die notwendigen
Entscheidungskompetenzen verfigen soll. Bei einer An-
nahme der Initiative misste der Kanton deshalb umgehend
Instrumente fur eine weitreichende Einflussnahme auf das
Angebot und die leistungserbringung der Pflegeinstitutio-
nen schaffen, damit die Pflege nicht noch teurer wird und
um die wirtschaftliche Verwendung seiner Mittel sicherzu-
stellen. Der Kanfon misste somit massiv in die heufigen
Kompetenzen der Gemeinden bei der Spitex und den
Pflegeheimen eingreifen. Dabei hétte eine Plafonierung
der Restfinanzierungskosten Prioritat — eine Massnahme,
welche vom Grossteil der Gemeinden bisher entschieden

abgelehnt wurde. Weiter missten die Einfihrung einer Ge-

nehmigungspflicht fur die Taxen und Tarife der Pflegeheime

und der Spitex sowie eine vermehrte regionale Zusammen-

legung der Pflegeangebote geprijft werden. Damit dirfte
der Kanfon auch gezwungen sein, zusdizliches Verwal-
tungspersonal anzustellen.
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Beschlisse des Kantonsrates

Im Kantonsrat sprachen sich die SVP-Fraktion und eine
Minderheit der SP-Fraktion fur die Volksinitiative und die
CVP-, die FDP-, die Griinen-, die GLP- und eine Mehrheit
der SP-Fraktion gegen die Volksinitiative aus.

Die SVP-Fraktion verteidigte die Initiative mit den folgenden

Hauptargumenten:

— Die Kosten der Pflegefinanzierung seien so angewach-
sen, dass viele finanzschwache Gemeinden ihre ohne-
hin hohen Steuern weiter hatten erhdhen missen.

— Die Aufgabenverteilung Kanton - Gemeinden gemass
Finanzreform O8 sei durch die Redlitat Gberholt; man
konne aber nicht auf die Finanzreform 2018 warten bis
zur Entlastung notleidender Gemeinden.

— Der Kanton drohe den Gemeinden mit der Einschran-
kung der Gemeindeautonomie, wenn er sich zu 50 Pro-
zent an der Pflegefinanzierung beteiligen musste: Dazu
bestehe kein Zwang, und bei andern Verbundaufgaben
zwischen Gemeinden und Kanfon sei dies auch nicht
immer so geregelt.

Eine Minderheit der SP-Fraktion sah in der Volksinitiative

einen Hebel, um vom Kanfon her via Mitfinanzierung und

Mitsprache die Pflegequalitat im ganzen Kanton zu ge-

wadhrleisten und die Pflege statt durch Einkommenssteuern

des Mittelstandes vermehrt mittels anderer kantonaler Steu-

e zu finanzieren.

Die CVP-, die FDP-, die Griinen-, die GLP- und eine Mehr-
heit der SP-Fraklion wandte sich mit den folgenden Haupt
argumenten gegen die Inifiative:

— Die Initiative greife einseitig in das ausbalancierte, in
der Volksabstimmung beschlossene System der Aufga-
benteilung Kanton - Gemeinden ein (Finanzreform 08);
mit der Finanzreform 2018 sei nach zehn Jahren bereits
eine Uberprifung der Aufgabenteilung in ihrer Gesamt-
heit aufgegleist.

— Die Pflegefinanzierungskosten wiirden mit der Initiative
nur von den Gemeinden zum Kanton verschoben, ohne
dass ihr Wachstum begrenzt wiirde. Auch fir Mehrkos-
fen beim Kanton missten aber die Birgerinnen und
Birger mit ihren Steuern aufkommen.

— Bei einer 50-prozentigen Mitfinanzierung der Pflegekos-
fen durch den Kanton wiirde dieser bei den Leistungen
und Tarifen mitreden wollen: Damit wirde die Gemein-
deautonomie in diesem Aufgabenbereich beschnitten.

— Der Kanton habe bei der Spitalfinanzierung seit 2008
hohere Mehrkosten zu fragen als die Gemeinden bei
der Pflegefinanzierung.

— Der Regierungsrat sei vom Kantonsrat mittels Motion be-
auftragt worden, mit einer Revision des Pflegefinanzie-
rungsgesefzes von 2010 inzwischen erkannte Méngel
in diesem Bereich zu beheben.

In der Schlussabstimmung lehnte der Kantonsrat die Volks-

initiative «Fir eine gerechte Aufteilung der Pflegefinanzie-

rung» mit 82 gegen 27 Stimmen ab.



B. Volksinitiative «FUr eine gerechte Aufteilung der Pflegefinanzierung»

Der Standpunkt des Initiativkomitees

Das Initiativkomitee «Fir eine gerechte Aufteilung der Pfle-
gefinanzierung» schreibt zur Begrindung seiner Initiative:

Das Pflegefinanzierungsgesetz, das seit 2011 in Kraft
ist, soll gedndert werden. Aus diesem Grund haben am
24. Januar 2013 tber 4000 Birgerinnen und Birger
die Initiative «Fir eine gerechte Aufteilung der Pflege-
finanzierung» eingereicht. Sie verlangt die Entlastung
der Gemeinden.

Zur Ausgangslage

Die Kosten der Alfers- und Pllegeheime sind in den letzten
Jahren aufgrund der demografischen Altersstruktur und der
medizinischen und gesellschaftlichen Entwicklung stark ge-
stiegen. Der Anstieg der Pflegekosten hat die eidgends-
sischen Rdife veranlasst das Bundesgesetz iber die Neu-
ordnung der Plegefinanzierung zu verabschieden. Damit
sollen die pflegebedurftigen Personen und die Krankenver-
sicherungen finanziell entlastet werden. Die Krankenkas-
sen und pflegebedrftigen Personen zahlen neu nur noch
einen fixen Beitrag an die Kosten der ambulanten und sta-
tionaren Krankenpflege. Der Rest der nicht gedeckten Pfle-
gekosten geht zu Lasten der Sffentlichen Hand. Diese Rest
finanzierung kénnen die Kanfone in eigener Regie regeln.
Im Kanton Luzern bezahlen die Gemeinden seit 1. Januar
2011 100 % dieser Restkosten. Und um diese Restfinan-
zierung geht es bei der Abstimmung.

Ungeniigende Einschéitzung der Entwicklung

der Pflegekosten

Wer soll das bezahlen? Dariiber sind sich Gemeinden,
Kanton und Heimbewohner uneins. Klar ist, die Kosten
steigen: Die stationdre KVG-pflichtige Alterspflege im Kan-
ton Luzern kostete im Jahr 2013 bereits 205,6 Mio. und
somit rund 19 Mio. mehr als noch 2010. Im gleichen
Zeifraum sind die Kosten der Spitex um 14,3 auf 69,6
Mio. gestiegen (Statistik BFS). Dies hat zur Auswirkung,
dass die Gemeinden im Jahr 2013 bereits rund 102,9
Mio. an Pflegefinanzierungskosten zu tragen hatten. Die
Pllegefinanzierungskosten fir die Gemeinden sind somit
fast 20 Mio. Franken héher als bei der Verabschiedung

des Gesetzes im Kantonsrat prognostiziert.

System zu wenig durchdacht

Das Gesetz sei nicht durchdacht, kritisieren Gemeinderdte.
Denn so wiirden Gemeinden mit vielen Pflegebedirftigen
bestraft. Fakt ist: Die Belastung der Gemeinden durch die
Pllegefinanzierung betrégt im Schnitt rund 2 Steverzehntel.
Es ist ja klar, dass vor allem Gemeinden mit wenig finan-
ziellen Reserven und einem hohen Anteil von pflegebedurf
tigen Heimbewohnern diese finanzielle Last nicht fragen
kénnen. Die Konsequenz ist bekannt. Einige Gemeinden
mussten ihre Steuern bereits auf 2,6 Einheiten erhéhen.

Kein Abwiilzen der Kosten

Es besteht in diesen Gemeinden das Risiko fiir Licken bei
der Restfinanzierung und es liegt auf der Hand, dass Ge-
meinden auf Kosten der Heimbewohner bei der Pflege-
finanzierung sparen oder die Kosten fir die Pension und
Betreuung erhéhen. In vielen Kantonen war man sich von
Anfang an einig, dass solche Finanzierungsliicken nur zu

verhindern sind, wenn der Kanton sich an der Restfinanzie-
rung beteiligt und somit die ungleichen Belastungen einzel-

ner Gemeinden ausgeglichen werden kénnen.

Zum Vergleich: In den Kantonen GE, GR, SH, SO, SZ,
TG, Tl und UR werden die Kosten zwischen dem Kanton
und den Gemeinden aufgeteilt. In den Kantonen BE, BS,
NW, NE und JU bezahlen die Kantone sogar 100 %.
Die Initiative fordert, dass die Kosten der Restfinanzie-
rung gerecht 50:50 zwischen Kanton und Gemeinden
aufgeteilt werden.

Griinde fiir ein Ja:

— Das Pflegefinanzierungsgesetz hat den steigenden
Kosten der stationéren und ambulanten Alterspflege zu
wenig Rechnung gefragen. Dies muss korrigiert werden.

— Ohne Beteiligung des Kantons an den Kosten der
Pflegefinanzierung werden in den ncichsten Jahren viele
Cemeinden die Stevern erhdhen missen.

— Die gerechte Aufteilung der Pflegefinanzierung stellt
sicher, dass die Gemeinden auch weiterhin ihre Aufga-
ben finanzieren kénnen.

— Der Kanton steht in der Verantwortung fir eine hochste-
hende ambulante und stationdre Alterspflege.

Liebe Stimmbiirgerinnen und Stimmbiirger

Bitte legen Sie ein Ja in die Urne — zu Gunsten einer
partnerschaftlichen Lésung der Pflegefinanzierung fiir
Kanton und Gemeinden.

Im Auftrag der 4282 luzernerinnen und Lluzerner, welche
die Initiative unterzeichnet haben:

Uberparteiliches Komitee «Fiir eine gerechte Aufteilung der
Pflegefinanzierung»



B. \olksinitiative «Fur eine gerechte Aufteilung der Pflegefinanzierung»

Empfehlung des Regierungsrates

Es ist falsch, die bewdhrte Aufgabenteilung zwischen
Kanton und Gemeinden einseitig in Bezug auf eine einzel-
ne Aufgabe andern zu wollen. Eine eingehende Uberpri-
fung der Aufgabenteilung ist fir 2018 vorgesehen. Die
angespannte Finanzlage des Kanfons erlaubt es nicht,
dass dieser sich zur Halfte an den Pflegefinanzierungskos-
ten der Gemeinden beteiligt. Der Kanton ist in der Spital-
finanzierung bereits heute stcrker belastet als die Gemein-
den in der Pflegefinanzierung. Eine zusdtzliche finanzielle
Belastung des Kanfons misste mit einer Steuererhéhung
im Umfang einer Zehnteleinheit oder mit einem massiven
Personal- und Leistungsabbau aufgefangen werden.

Die Initiative schafft zudem falsche Anreize, welche die
Pflegefinanzierung insgesamt noch verteuern kénnten.

Der Kanfon misste bei einer Annahme der Initiative des-
halb in die heutigen Kompetenzen der Gemeinden ein-
greifen und Einfluss auf das Pflegeangebot nehmen. Der
Regierungsrat empfiehlt lhnen aus diesen Grinden, sehr
geehrte Mitbirgerinnen und Mitbirger, in Ubereinstim-
mung mit der grossen Mehrheit des Kanfonsrates (82 ge-
gen 27 Stimmen), die Volksinitiative «Fir eine gerechte
Aufteilung der Pflegefinanzierung» abzulehnen.

luzern, 1. September 2015

Im Nlamen des Regierungsrates
Der Président: Reto Wyss

Der Staatsschreiber: Lukas Gresch-Brunner
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B. Volksinitiative «Fur eine gerechte Aufteilung der Pflegefinanzierung»

Gestiitzt auf § 21 der Verfassung des Kantons Luzemn
stellen die Initiantinnen und Initianten in der Form des aus-
gearbeiteten Entwurfs folgendes Begehren auf Ergénzung
des Gesefzes iber die Finanzierung der Pflegeleistungen
der Krankenversicherung (Pflegefinanzierungsgesetz):

«Das Geselz iber die Finanzierung der Pflegeleistungen
der Krankenversicherung (Pflegefinanzierungsgesetz) wird
wie folgt ergénzt:

§ 6 Absatz 3 (neu)

Der Kanton beteiligt sich mit 50 Prozent an den Kosten,
welche die Gemeinden gemdss Absatz 1 zu fragen

haben.

§ 8 Absatz 4 (neu)

Der Kanton beteiligt sich mit 50 Prozent an den Kosten,
welche die Gemeinden gemdss Absatz 1 und 2 zu tragen

haben.

§ 10 Absatz 2 (neu)

Der Kanton beteiligt sich mit 50 Prozent an den Kosten,
welche die Gemeinden gemdss Absatz 1 zu fragen
haben.»
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Kontakt

KANTON
LUZERN

Staatskanzlei
Bahnhofstrasse 15
CH-6002 Luzern

Telefon
041 228 51 11
041 228 60 00

E-Mail
staatskanzlei@lu.ch
information@lu.ch

Infernet
www.lu.ch

Achtung:

Bei Fragen zum Versand der Abstimmungs-
unterlagen (z.B. fehlendes Material) wenden
Sie sich bitte an lhre Gemeinde.

Horzeitschrift fir lesebehinderte
Biirgerinnen und Birger

Fir blinde, sehbehinderte oder sonst lesebehinderte Birge-
rinnen und Birger bietet der Kanton Luzern den Bericht des
Regierungsrates zu den Abstimmungsvorlagen kostenlos

als Horzeitschrift an. Diese wird in Zusammenarbeit mit der
Schweizerischen Bibliothek fir Blinde, Seh- und Lesebehin-
derfe (SBS) im Daisy-Format produziert und auf einer CD
verschickt. Biicher und Zeitschriften im Daisy-Format kénnen
auf speziellen Daisy-Playern, aber auch auf dem Computer
oder auf allen MP3-ahigen CD-Playern abgespielt werden.
Zusétzlich werden die Daisy-Dateien auf den Abstimmungs-
seiten des Kantons im Internet bereitgestellt:

siche www.abstimmungen.lu.ch. Wenn Sie blind, seh-
behindert oder lesebehindert sind und die Berichte des
Regierungsrates an die Stimmberechtigten zu den Abstim-
mungsvorlagen in Zukunft als Daisy-Horzeitschrift erhalten
mochten, kdnnen Sie diese direkt bei der SBS abonnieren.
Bitte melden Sie sich unfer medienverlag@sbs.ch

oder 043 333 32 32.
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	Beschlüsse des Kantonsrates
	Der Standpunkt des Initiativkomitees
	Empfehlung des Regierungsrates
	Initiativtext

	Hörzeitschrift für lesebehinderte Bürgerinnen und Bürger

	Schaltfläche6: 
	Schaltfläche1: 
	Schaltfläche2: 
	Schaltfläche3: 
	Schaltfläche4: 
	Schaltfläche5: 


